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Die Autoren

Michael Brie, Jahrgang 1954, hat
Philosophie in Berlin und Leningrad
studiert. Anfang der 1990er Jahre
arbeitete Brie als Professor für Sozi-
alphilosophie an der Humboldt-Uni-
versität, später wurde er Mitarbeiter
des Instituts für Gesellschaftsanalyse
der Rosa-Luxemburg-Stiftung. Ne-
ben Engagements beim Institut Soli-
darische Moderne und bei Attac war
er auch in mehreren Programm-
kommissionen der PDS und der
Linkspartei aktiv.

Dieter Klein, Jahrgang 1931, ist
Senior Fellow am Institut für Gesell-
schaftsanalyse der Rosa-Luxemburg-
Stiftung. Er hat Wirtschaftswissen-
schaften an der Humboldt-Universi-
tät studiert, war Direktor des Insti-
tuts für Politische Ökonomie und
Prorektor für Gesellschaftswissen-
schaften. Maßgebliche Mitwirkung
am Forschungsprojekt »Moderner
Sozialismus«. Dieter Klein ist Mit-
glied im Institut Solidarische Mo-
derne, im Willy-Brandt-Kreis und der
Michael-Schumann-Stiftung; zudem
hat er in den Programmdebatten von
PDS und Linkspartei mitgewirkt.
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Das Richtige und das Notwendige
Warum die Linke Umgestaltung im Kapitalismus und Umgestaltung über den Kapitalismus hinaus verbinden muss
Die parteiförmige und plurale Lin-
ke braucht ein neues strategisches
Fundament – sonst bleiben die
Chancen für einen wirklichen Poli-
tikwechsel weiter ungenutzt.

Von Michael Brie und Dieter Klein

Der Ausgang der Bundestagswahlen
hat deutlicher denn je gemacht: Erst
wenn SPD und Grüne sich wirklich
entschieden auf einen Politikwechsel
einlassen, könnte die plurale Linke
die Merkel-Union aus dem Sattel
werfen. Sonst bleibt es dabei, dass
einzelne Reformen wie der Mindest-
lohn in die neoliberale Politik integ-
riert werden.
Rot-Rot-Grün ist für die Zukunft

nicht mehr auszuschließen, aber mit
Sigmar Gabriels Formel von dem
Schlüssel, der jetzt im Karl-Lieb-
knecht-Haus liege, Veränderungen
einseitig von der LINKEN zu erwar-
ten, geht an dem notwendigen Wan-
del auch auf Seiten der Sozialdemo-
kratie vorbei.
Das heißt nicht, die Linkspartei

könnte ihre Politik unverändert fort-
setzen. So richtig viele der Vorschläge
der LINKEN sind – viele Bürger stim-
men ihnen zu und können in ihnen
doch keinen gangbaren Weg erken-
nen, der zugleich wirtschaftlich sinn-
voll und machtpolitisch durchsetzbar
ist. Vieles scheint realitätsfern.
Ohne Veränderung der Strategie

der parteiförmigen Linken und der
pluralen Linken insgesamt und ohne
eine Verständigung über die kon-
zeptionellen Grundlagen dafür könn-
ten die Chancen für einen wirklichen
Politikwechsel auch künftig unge-
nutzt bleiben. Die Stabilisierung der
LINKEN nach dem vorangegangenen
Tief bietet ihr günstige Vorausset-
zungen für eine Selbstbesinnung, zu
der die Prüfung ihrer Strategie ge-
hört. Das Konzept einer doppelten
Transformation könnte sich als eines
der theoretischen Fundamente einer
solchen Strategie erweisen.
Der Begriff der doppelten Trans-

formation verbindet die Umgestal-
tung im Kapitalismus mit der Umge-
staltung über den Kapitalismus hi-
naus, dies in der Gestalt sehr kon-
kreter Projekte und mit der Fähig-
keit, sich dabei auf langfristige Pro-
zesse einzulassen. Dazu vier Bemer-
kungen.
Erstens: Gerade weil die Wirt-

schaftslage der Bundesrepublik im
Vergleich zum übrigen Europa rela-
tiv günstig ist, könnte die Bundesre-
publik einen besonderen Beitrag zum
Einstieg in eine Transformation des
gegenwärtigen neoliberalen und fi-
nanzmarktgetriebenen Kapitalismus
hin zu einer sozial und ökologisch re-
gulierten bürgerlich-kapitalistischen
Gesellschaft leisten. Mehr repräsen-
tative und direkte partizipative De-
mokratie, ein erneuerter Sozialstaat
als Basis von Sicherheit und Freiheit,
ein größeres Gewicht der öffentli-
chen Daseinsvorsorge und eine ver-
antwortungsvolle Umweltpolitik im
Rahmen eines zu verändernden Ka-
pitalismus sind das Gebot der nächs-
ten Zukunft. Der Ausbau des öffent-
lichen Eigentums und die Stärkung
des öffentlichen Banksystems und
seiner demokratischen Kontrolle ge-
hören dazu.
Angesichts der Machtfülle der

herrschenden Eliten, der Schwäche
der Linken, der Größe und Kompli-
ziertheit der aufgestauten Probleme
und der tiefen Verankerung bürger-
licher Denkweisen und Maßstäbe in
der Mentalität der Bevölkerungs-
mehrheit wäre diese progressive
postneoliberale Transformation ein
enormer Fortschritt. Auf diesem Weg
könnte erfahren werden, was ei-
gentlich alles wirklich möglich ist.
Eine solche systeminterne pro-

gressive Transformation wird eine
gravierende Veränderung der gesell-
schaftlichen Kräfteverhältnisse nach
links voraussetzen und fordert der
Linken viel ab. Die Linkspartei würde
mit einer solchen strategischen
Selbstverortung auch für progressive
demokratische Kräfte, die vor allem
Verbesserungen im Rahmen des Ka-
pitalismus erstreben, als verlässlicher
Bündnispartner erkennbar werden.
Zugleich aber kann undmuss die LIN-
KE mehr sein, sonst wäre sie nicht
links und sozialistisch.
Der Begriff doppelte Transforma-

tion weist zweitens darauf hin, dass

die Strategie einer modernen Linken
im 21. Jahrhundert auf mehr zielen
muss als auf einen systeminternen
Wandel des Kapitalismus. Die mo-
nopolistischen und finanzkapitalisti-
schen Eigentums- und Machtver-
hältnisse sind die entscheidende Ur-
sache dafür, dass wir unter den ge-
sellschaftlich erarbeiteten Möglich-
keiten leben, dass Unsicherheit und
Ungleichheit zunehmen, dass eine
Klimakatastrophe droht und die Ar-
tenvielfalt unrettbar reduziert wird.
Hunger, Kriege, die Kluft zwischen
arm und reich und die Verwandlung
von Demokratie in eine Fassade für
neoliberale Notprogramme haben vor
allem hier ihren Ausgangspunkt.
Deshalb muss die kapitalistische

Zivilisationmit ihrer Produktions- und
Lebensweise und ihren Geschlechter-
verhältnissen bereits mitten im Über-
gang zu progressiveren Gestalten der
bürgerlich-kapitalistischen Gesell-
schaften in Frage gestellt werden.
Transformation im Kapitalismus und
Transformation über ihn hinaus ge-
hören zusammen. Eine sozialistische

Linke hat in dieser Frage ein Allein-
stellungsmerkmal. Sie muss zugleich
fähig zur Kooperation mit reformori-
entierten Kräften wie zur Auseinan-
dersetzung mit Profitdominanz und
Primat der Kapitalverwertung sein.
Dies ist auch die Lehre aus der Ab-

lösung des sozialstaatlich regulierten
Kapitalismus der Jahrzehnte nach
dem Zweiten Weltkrieg, der »sozia-
len Marktwirtschaft«, durch den ge-
genwärtigen finanzmarktgetriebenen
neoliberalen Kapitalismus in den
letzten vierzig Jahren. Eine mögliche
künftige sozial und ökologisch regu-
lierte bürgerlich-kapitalistische Ge-
sellschaft muss sich vor solchem Roll
back schützen. Die Macht- und Ei-
gentumsverhältnisse müssen vom

Standpunkt einer transformatorisch
orientierten Realpolitik deutlich ver-
ändert werden, damit es nicht wie-
der eine Wende hin zum entfesselten
Kapitalismus geben kann. Das for-
dert der SPD und den Grünen er-
hebliche Lernprozesse ab.
Drittens verweist die Orientierung

auf eine doppelte Transformation auf
die Dialektik unserer Strategie. Dazu
gehört, um jede unter den gegebe-
nen Verhältnissen mögliche Verbes-
serung und Reform zu kämpfen und
zugleich in diesen Verhältnissen
praktische solidarische, potenziell
sozialistische Elemente, Tendenzen,
Eigentumsverhältnisse und politische
Formen zu erkennen, aufzugreifen
und als Ansätze gesellschaftlicher
Transformation zu entfalten.
Dass sich die Brandenburgische

Gemeinde Feldheim mit ihren Wind-
rädern, einem kleinen Solarpark, ei-
ner Holzhackschnitzelheizung und ei-
nem eigenen Ortswärmenetz vom
Eon-Konzern unabhängig gemacht
hat, sprengt die bürgerlich-kapitalis-
tische Gesellschaft nicht. Aber die Ge-
meinde arbeitet nach einer solidari-
schen Logik. Die Elektrizitätswerke
Schönau, nach zwei Bürgerentschei-
den durch Netzkauf von der EnBW-
Tochter KWR entstanden und genos-
senschaftlich basiert, liefern 100 Pro-
zent Ökostrom an über 95 000 Kun-
den in ganz Deutschland. Die Bür-
gerinitiative »Stuttgarter Wasserfo-
rum« hat nach achtjährigem Kampf
erreicht, dass die Stadt das Auslaufen
der EnBW-Konzession für die voll-
ständige kommunale Rückübernah-
me der Wasserversorgung nutzt. Die
Kämpfe des Energie- und des Was-
sertischs in Berlin weisen in die glei-
che Richtung der Kommunalisierung
öffentlicher Daseinsvorsorge. Zu-
gleich ist in Deutschland die Zahl der
Ökostrom-Genossenschaften auf 650
angestiegen. Sie haben 130 000 Mit-
glieder. 2,2 Millionen Menschen ar-
beiten im Non-Profit-Sektor.
Wenn öffentliche Güter wie Ge-

sundheit, Bildung, Information, Was-
ser, Energie und Mobilität in einer
Gegenbewegung zum neoliberalen
Privatisierungsrausch in öffentlicher
Hand gehalten, in sie zurückgeführt
werden, genossenschaftlich bewirt-

schaftet oder als Gemeingüter von
den NutzerInnen im gemeinsamen
Interesse verwaltet werden, über-
schreitet zwar auch dies den Rahmen
der gegenwärtigen Gesellschaft noch
nicht. Doch es werden Chancen da-
für eröffnet, dem Gemeinwohl den
Vorrang vor dem Profit zu geben.
Wenn durch Bankenregulierung,

mehr Souveränität der Parlamente
und mehr Mitbestimmung in den Un-
ternehmen, durch Sozial- und Öko-
räte, Stadtteilversammlungen wie in
Madrid, Bürgerhaushalte, Kiezfonds
und Bürgerjurys wie in Berlin-Lich-
tenberg, wenn durch solidarische
Versorgungsgemeinschaften, Fair-
Trade-Läden, Gemeinschaftsgärten
und zusammenführende Projekte wie
Transition Town Erfurt Bürger ihre
Angelegenheiten in die eigenen Hän-
de nehmen, kann dies zu einem Ein-
stieg werden, der über den Kapita-
lismus hinaus weist.
Noch sind es nur einzelne Ele-

mente, aber sie haben ein Potenzial
für mehr. Die jetzige Krise macht
deutlich, dass viel weitergehende
Schritte möglich und notwendig sind.
Dem Finanzmarktkapitalismus kann
das Genick gebrochen werden – auch
und gerade im Interesse einer stabi-
len Wirtschaft, sicherer Arbeitsplätze
und einer umfassenden Wende in der
Energiepolitik.
Zur Voraussetzung dafür gehört,

dass soziale, ökologische, feministi-
sche und Gewerkschaftsbewegun-
gen, dass Solidarität mit Migrantin-
nen und Migranten entschieden stär-
ker werden und die plurale Linke ih-
re Differenzen solidarisch austrägt
und konkrete gemeinsame Projekte
entwickelt.
Wirkliches Überschreiten der Ge-

genwart, so schrieb Ernst Bloch, »be-
greift das Neue als eines, das im be-
wegt Vorhandenen vermittelt ist, ob
es gleich, um freigelegt zu werden,
aufs Äußerste den Willen zu ihm ver-
langt.« Nicht herkömmliche Reform
allein, nicht revolutionärer Bruch al-
lein, sondern doppelte Transforma-
tion als ein »Aufheben« der Stärken
von beiden und als Abschied von ih-
ren Begrenzungen – das könnte eine
konzeptionelle Grundlage langfristi-
ger Strategie der gesellschaftlichen

Linken und nicht zuletzt der Links-
partei sein.
Viertens fordert das Konzept einer

doppelten Transformation der Lin-
ken stärker als bisher eine strikte Ori-
entierung auf das Prozesshafte in der
Politik ab. Es bedarf der Fähigkeit, die
realen Widersprüche von links her in
Bewegung zu versetzen.
Die Forderung der LINKEN nach

Auflösung der NATO beispielsweise
stößt auf den Einwand, dass der Bruch
mit einem über 60 Jahre etablierten
Vertragssystem Deutschland aus fe-
sten Verankerungen herausreißen,
seine Verlässlichkeit verspielen und
internationale Kräftekonstellationen
destabilisieren würde. Gerade die öst-
lichen Nachbarn könnten dies nicht
akzeptieren. Dies muss auch die Lin-
ke in Deutschland in Rechnung stel-
len.
In der Linkspartei entwickelt sich

deshalb die Auffassung, dass die Er-
setzung dieses Militärbündnisses
durch ein kollektives Sicherheitssys-
tem unter Beteiligung Russlands als
ein längerer transformatorischer Pro-
zess zu verstehen sei, der nicht in ei-
ner oder zwei Legislaturperioden ab-
geschlossen sein wird. Sicherheits-
politische Realpolitik wird die ver-
tragliche Ausgangssituation aner-
kennen müssen. Vertrauen muss
wachsen. Zu entscheiden wäre nach
Einzelprüfungen zwischen UN-man-
datierten friedenssichernden Formen
von Auslandseinsätzen und abzuleh-
nenden Kampfeinsätzen der Bun-
deswehr.
Solange die NATO noch existiert,

könnte die Mitgliedschaft Deutsch-
lands im Bündnis bei gleichzeitiger
Verweigerung gegenüber Kampfein-
sätzen ein Kompromiss sein, den DIE
LINKE eingeht, ohne ihre Identität als
Antikriegspartei aufzugeben.
Deutschlandwürde sich nicht aus dem
Bündnis lösen, sondern mit einem ho-
hen Einsatz für zivile sozialökologi-
sche Befriedung von Konfliktsituatio-
nen eine zentrale Aufgabe bei der He-
rausbildung kollektiver Sicherheit
wahrnehmen. Eine solche länger
währende Übergangssituation wäre
ein Fortschritt, wenn sie erkennbar in
Schritte zu Abrüstung und zu einem
kollektiven Sicherheitssystem einge-
bettet wird, dessen Struktur dem
komplexen sozialen, wirtschaftlichen,
ökologischen, kulturellen, ethni-
schen, demografischen und auch mi-
litärischen Inhalt menschlicher Si-
cherheit entspricht. Die Linkspartei
verlangt das Verbot aller Waffenex-
porte, aber als ersten Schritt fordert
sie das sofortige Verbot aller Exporte
von Kleinwaffen und von Waffenfab-
riken – für die Friedenspolitik auch ei-
ner bürgerlichen Republik gewiss
nicht unzumutbar, aber lebensrettend

für Hunderttausende und ein Schritt
zu einer Welt der Abrüstung.
Selbst auf dem am meisten um-

strittenen Feld der Sicherheitspolitik
ist also die Verknüpfung machbarer
Reformschritte mit weiterreichenden
Transformationsprozessen möglich.
Der SPD würde dies die Einsicht ab-
verlangen, dass langfristig nicht ein
Militärbündnis unter Dominanz der
USA, sondern ein kollektives, nicht
ausschließendes Sicherheitssystem
den Herausforderungen friedlicher
Entwicklung angemessen ist.
Walter Benjamin sprach von Dia-

lektik als Fähigkeit, Segel zu setzen,
um –mit demWind – gegen denWind
anzusteuern. Linkes transformatori-
sches Denken bietet dafür wesentli-
che Voraussetzungen. Über den Ka-
pitalismus hinaus zu zielen, ist das
Richtige. Den Weg dahin im Kapita-
lismus zu suchen, ist das Notwendi-
ge. Beides zu verbinden ist das Mög-
liche. Der Widerspruch zwischen bei-
den Momenten ist mit Vernunft und
Entschiedenheit produktiv zu ma-
chen, um das bisher noch Unmögli-
che zu erreichen – einen demokrati-
schen grünen Sozialismus, der die
Ausbeutung von Mensch und Natur
für immer beendet.

Auf dem Weg postneoli-
beraler Transformation
könnte erfahren werden,
was eigentlich alles
wirklich möglich ist.

Es sind Kompromisse
möglich, bei denen die
Linkspartei ihre Identi-
tät als Antikriegspartei
nicht aufgibt.
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